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Sparpaket Bund:

Redebeitrag für Fraktion Die Linke

· Es gilt das gesprochen Wort – 

Es müsse Schluss sein mit "Freibier für alle" und das Sparpaket ist sozial ausgewogen. Dies waren die plakativen Begründungen des Vizekanzlers Westerwelle zum Sparpaket der Bundesregierung. Was haben sie  mit der Realität in Brandenburg zu tun – reinweg gar nichts!

Da liegt das Dilemma: werte Kollegen der FDP – wissen Sie, wie man auf den Straßen unserer Kommunen FDP übersetzt? “Fast drei Prozent“! Noch nie hat eine Partei durch Agieren – sonst passiert das immer durch Nicht-Agieren – noch nie durch aktive Politik in so kurzer Zeit das Wählervertrauen verloren! Ich freue mich darüber aber nicht, denn Sie untergraben das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit der Politik und des demokratischen Rechtsstaats insgesamt! Sie beschädigen das Vertrauen in deutsche Politik, das kann mich nicht freuen.

In der Bundesrepublik ist für das Auseinanderdriften der Einkommensschere die Politik verantwortlich. So wurde  mit den Hartz-Reformen bewusst der Druck, schlecht bezahlte Jobs anzunehmen, erhöht, und Deutschland wurde mit seinem Niedriglohnsektor an die Weltspitze geführt. Bevor wir uns heute über zurück gegangene Arbeitslosenzahlen zu sehr freuen, möchte ich darauf aufmerksam machen, dass die Gesamtzahl der von Hartz-IV-Bezügen Abhängigen um 60.000 bundesweit gestiegen ist. Diese Kosten tragen dann aber die Kommunen, während der Bund über die BA Geld spart! Wenn die Gesamtzahl der Arbeitslosen sinkt, steigt gleichzeitig die Langzeitarbeitslosigkeit.

Stets war oberste Priorität, die Steuern für Gutverdiener und Unternehmen zu senken. Das vorerst letzte unrühmliche Kapitel schrieb die schwarz-gelbe Koalition nach ihrem Wahlsieg 2009. Sie reduzierte noch einmal die Einkommensteuer, hob die Gegenfinanzierung der Unternehmenssteuerreform von Schwarz-Rot auf und begünstigte die Hoteliers bei der Mehrwertsteuer einseitig. 

Durch diese politischen Entscheidungen über mehr als ein Jahrzehnt sind nicht nur Bund, Länder und Gemeinden verarmt. Auch die Fähigkeit des Staates und der Kommunen, für einen Ausgleich zu sorgen, schrumpfte. Dies ist das Bittere für die Schwachen in der Gesellschaft: Erst führen die Regierungen mit Steuersenkungen die Haushalte ins Defizit. Dann kürzen sie bei den Sozialausgaben. Mit  den Folgen dieser Politik sind die Kommunen konfrontiert. In diesen findet unmittelbar das gesellschaftliche und soziale Leben statt. Die soziale Daseinsvorsorge für die Betroffenen vor Ort wird in Zukunft kaum noch abzusichern sein.

Das Sparpaket weist eine so gewaltige soziale Schieflage auf: große Einkommen und Vermögen kommen ungeschoren davon, die Schwächsten der Gesellschaft müssen am stärksten bluten. Der Ausfall an konsumtiver Nachfrage wird die wirtschaftliche Erholung erheblich belasten und den Kommunen wird weitere Kaufkraft entzogen - das wird in ihren Innenstädten sichtbare Folgen haben. Hartz IV-Empfänger können sich Sparen des Staates nicht leisten! Die Kürzungen werden die Binnennachfrage schwächen. Das Sparpaket ist keine gerechte Antwort auf die Krise und deshalb rundweg abzulehnen.

Um den nachfolgenden Generationen tatsächlich tragfähige Staatsfinanzen hinterlassen zu können, muss die Verschuldungsspirale durchbrochen werden. Dazu brauchen wir nachhaltige Einnahmen für die öffentliche Hand. Diese sind die Voraussetzung  für Investitionen in den Ausbau der sozialen Infrastruktur und Investitionen für mehr Beschäftigung. Existenzsichernde Arbeitsplätze bringen höhere Steuereinnahmen und senken die Defizite der Sozialkassen. Die Einnahmen des Staates müssen durch eine gerechtere Besteuerung deutlich gestärkt werden. Vermögende und Spitzenverdiener sind viel mehr an den Kosten des Gemeinwesens zu beteiligen. Auch  unsere Forderung nach der Einführung einer Finanztransaktionssteuer ist mittlerweile bei der CDU hoffähig geworden. Die Erfahrungen haben gezeigt, dass die Gewinne, die nicht besteuert wurden, eben nicht in neue Arbeitsplätze investiert worden sind.

Zum Abschluss möchte ich den uns allen gut bekannten Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V. (BBU) zitieren. Er weist auf die soziale Schieflage hin und befürchtet das Ansteigen von Mietschulden und damit der Probleme in den Wohnungsunternehmen. Mit rund 17 Prozent liege der Anteil der armutsgefährdeten Haushalte in Brandenburg deutlich über dem gesamtbundesdeutschen Durchschnitt von 14,4 Prozent. Zitat: „Die Brandenburgische Landesregierung ist deshalb besonders in der Pflicht, sich gegen die Kürzungsabsichten des Bundes zur Wehr zu setzen“, so das Vorstandsmitglied Frau Kern. Genau, Recht hat sie!

	


